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Abstract 
Die verstärkte Marktdurchdringung 

erneuerbarer Energien auf dem Wär-
memarkt ist ein wichtiges Element am-
bitionierter Klima- und Ressourcen-
schutzpolitik. Gleichzeitig wird durch 
eine Verringerung der Importabhängig-
keit die Versorgungssicherheit ver-
stärkt. Der bisherige meist steuerfinan-
zierte Förderrahmen �  insbesondere 
das Marktanreizprogramm � setzt für 
den nötigen Ausbau keine ausreichen-
den Wachstumsimpulse. Gleichzeitig 
mangelt es an hinlänglich großen An-
reizen, den langfristig notwendigen 
Wandel der Beheizungsstruktur zuguns-
ten von netzgestützten Versorgungssys-
temen einzuleiten. 

In unserem Beitrag beschäftigen wir 
uns mit neuen bzw. modifizierten Len-
kungsansätzen für die Förderung der 
Wärmeerzeugung aus erneuerbaren 
Energien. Diese werden nachfolgend 
beschrieben und bewertet. Mit einem 
Bonusmodell und einer Variante des 
Nutzungspflichtmodells stellen wir da-
bei zwei mögliche Instrumentenoptio-
nen detailliert einander gegenüber. 

Hinsichtlich energiewirtschaftlicher 
und ökonomischer Bewertungskriterien 
erscheint insbesondere das Bonusmo-
dell als die am besten geeignete Option 
für ein neues zentrales Förderinstru-
ment. Unter der Voraussetzung der 
Umsetzung zielgerichteter flankieren-
der Maßnahmen, insbesondere für den 
Ausbau von EE-Großanlagen sowie den 
damit verbundenen Wärmenetzen, kann 
auch das Nutzungspflichtmodell mit Er-
satzabgabe zur Umsetzung empfohlen 
werden. 

Die dargestellten Ergebnisse ent-
standen im Rahmen eines Forschungs-
projektes einer Forschungsgemein-
schaft aus dem Deutschen Zentrum für 
Luft- und Raumfahrt (DLR), Öko-
Institut e.V., Institut für ZukunftsEner-
gieSysteme (IZES), Fraunhofer-Institut 
für System- und Innovationsforschung 
(ISI), Prof. Dr. jur. Stefan Klinski sowie 
unter der Mitwirkung der Rechtsanwäl-
te Gaßner, Groth, Siederer&Coll. Das 
Projekt wurde durch das Bundesminis-

terium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (BMU) gefördert. 

Einleitung 
Für die verstärkte Wärmeerzeugung 

aus erneuerbaren Energien sprechen 
insbesondere Gründe des Klimaschut-
zes und der Versorgungssicherheit. Zur 
Erfüllung langfristiger Klimaschutzzie-
le muss Deutschland mindestens die 
Hälfte seiner Energieversorgung auf die 
Basis erneuerbarer Energien stellen. Als 
Zwischenschritt verfolgt die Bundesre-
gierung das Ziel, den Anteil erneuerba-
rer Energien am gesamten deutschen 
Primärenergieverbrauch bis zum Jahr 
2020 auf 10% anzuheben. Im Gegen-
satz zum Strombereich, für den quanti-
fizierte Zielvorgaben formuliert wur-
den, fehlen dem Wärmebereich ent-
sprechende Zielmarken. Dennoch ist es 
offensichtlich, dass auch im Wärmesek-
tor eine Vervielfachung des derzeitigen 
Anteils der solaren, biogenen und geo-
thermischen Wärmeerzeugung ange-
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strebt werden muss. Dies wiederum 
würde gleichzeitig dazu führen, die 
Abhängigkeit Deutschlands vom Im-
port fossiler Brennstoffe zu verringern 
und damit die Versorgungssicherheit zu 
vergrößern. 

Die bestehenden Förderinstrumente 
für die EE-Wärmeerzeugung �  insbe-
sondere das Marktanreizprogramm � 
vermochten zwar bisher eine Auswei-
tung der regenerativen Wärmeproduk-
tion zu bewirken. Sie bilden jedoch kei-
nen vergleichbar wirksamen und effi-
zienten Förderrahmen wie beispiels-
weise das Erneuerbare Energien Gesetz 
(EEG) für die Stromerzeugung aus er-
neuerbaren Energien.  

Eine einfache �Übersetzung� der In-
strumente aus dem Strombereich auf 
den Wärmesektor ist jedoch nicht ohne 
weiteres möglich. Vielmehr muss auf-
grund der sehr unterschiedlichen Struk-
turmerkmale des Wärmemarktes � es 
mangelt beispielsweise an einem ho-
mogenen und flächendeckenden Wär-
menetz �  aber auch der diversifizierte-
ren Akteursstruktur, eine auf den EE-
Wärmemarkt zugeschnittene Instru-
mentierung gefunden werden. Darüber 
hinaus muss der entsprechende Förder-
rahmen so ausgestaltet sein, dass die 
netzgebundene Wärmeversorgung in 
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Form von Nah- und Fernwärmenetzen 
stark ausgeweitet wird. 

Gegenstand des folgenden Beitrags 
sind Ergebnisse eines Forschungsvor-
habens, im Rahmen dessen verschiede-
ne Lenkungsansätze zur Förderung der 
Wärmeerzeugung auf der Basis erneu-
erbarer Energien (EE-Wärme) unter-
sucht wurden (Nast et al. 2006). Für ei-
ne erste Grobbewertung verschiedener 
Modelle wurde der im Rahmen der 
umweltökonomischen Instrumentendis-
kussion bisher unübliche Weg einge-
schlagen, eine Klassifizierung des In-
strumentenkastens in �fiskalische� und 
�nicht fiskalische� Instrumente vorzu-
nehmen. Aufbauend auf den Ergebnis-
sen verschiedener Bewertungsschritte 
wurden zwei Instrumentenoptionen (ein 
Bonusmodell sowie eine Variante aus 
der Gruppe der Nutzungspflichtmodel-
le) detailliert sowohl einer qualitativen 
als auch einer quantitativen Bewertung 
unterzogen. Hierbei wurde ein ökolo-
gisch optimierter Ausbaupfad für die 
EE-Wärmeerzeugung zugrunde gelegt, 
der sich an den langfristigen Klima-
schutzanforderungen Deutschlands ori-
entiert. Aus der detaillierten Instrumen-
tenanalyse leiten wir Empfehlungen für 
die konkrete Politikgestaltung ab. 

Notwendigkeit eines 
sektorspezifischen und 
budgetunabhängigen 
Lenkungsinstruments 

Unter Gesichtspunkten der ökologi-
schen Effektivität und der ökonomi-
schen Effizienz stellt sich für die In-
strumentenwahl und -ausgestaltung die 
zentrale Frage, ob sich der Gesetzgeber 
darauf konzentrieren sollte, ein spezifi-
sches Instrument eigens für den EE-
Wärmesektor aufzubauen oder ob eher 
übergreifende, global steuernde Instru-
mente (wie beispielsweise der Emissi-
onshandel oder die Ökosteuer) ausrei-
chen, die anvisierten Ziele zu erreichen. 
Für die Einführung eines auf den EE-
Wärmemarkt zugeschnittenen Förder-

instruments sprechen einige gewichtige 
Gründe: 

Langfristperspektive: Global steu-
ernde Instrumente wie der Emissions-
handel bewirken durch ihre intendierten 
Veränderungen der relativen Preise eher 
kurzfristige Anpassungsreaktionen. Für 
Handlungsfelder wie z.B. dem EE-
Wärmemarkt, der insbesondere auf 
Grund seiner langfristig angelegten Inf-
rastruktur hinsichtlich entsprechender 
Zeithorizonte ausgestaltet werden 
muss, setzen sie oft keine ausreichen-
den Preissignale und führen daher unter 
dem Strich zu suboptimalen Ergebnis-
sen. 

Technologie-Portfolio: Die Umge-
staltung von Märkten im Sinne einer 
nachhaltig-zukunftsfähigen Entwick-
lung erfordert in hohem Maße �learning 
investments�, d.h. es müssen neue 
Handlungsoptionen  entwickelt  und  
existierende, aber bislang nicht wirt-
schaftliche Handlungsoptionen erhalten 
bleiben, um langfristig auf ein ausrei-
chend großes Technologie-Portfolio zu-
rückgreifen zu können. Global steuern-
de Instrumente, die zu einem Markt-
verhalten führen, das sich tendenziell 
eher an kurzfristigen Renditeanforde-
rungen orientiert, sind für solche lang-
fristigen Erfordernisse weitgehend 
blind. 

Spezielle Markthemmnisse: Jenseits 
der Existenz externer Effekte weist der 
EE-Wärmemarkt eine Reihe von sehr 
speziellen Markthemmnissen und Un-
vollkommenheiten auf, die sich nicht 
zielgerichtet durch globale Steuerungs-
instrumente adressieren lassen. Dazu 
gehören beispielsweise Informationsde-
fizite, unzureichendes Know-how im 
Umsetzungsbereich sowie intransparen-
te, nicht wettbewerbsoffene Strukturen 
und vermachtete Märkte bei den lei-
tungsgebundenen Energien. 

Mehrdimensionalität: Das Zielspekt-
rum einer nachhaltig-zukunftsfähigen 
Entwicklung im Wärmebereich ist nicht 
so eindimensional wie die Lenkungs-
wirkung global steuernder Instrumente, 
die in der Regel ausschließlich auf die 
Internalisierung externer Effekte zielen. 
Ein Bündel von sektorspezifischen In-

strumenten hingegen (zu dem auch ein 
Instrument für den EE-Wärmemarkt 
gehört) ist geeignet, eine Vielzahl von 
spezifischen Steuerungswirkungen (u.a. 
Klimaschutz, Ressourcenschonung, 
Versorgungssicherheit, regionale Wirt-
schaftsförderung) zu erzielen.  

Auf Dauer und mit wachsender Be-
deutung der erneuerbaren Energien im 
Wärmemarkt sollte die Förderung der 
EE-Wärmeerzeugung aus Steuermitteln 
auf andere, budgetunabhängige Finan-
zierungsformen umgestellt werden. Die 
bisherige steuerfinanzierte Förderung 
durch das Marktanreizprogramm 
(MAP) stieß schon in der Vergangen-
heit immer wieder an ihre Grenzen. 
Hauptursache hierfür ist die Abhängig-
keit des MAP von der Kassenlage der 
öffentlichen Hand. Bei Erschöpfung 
des vorgesehenen Budgets kürzte die 
Bundesregierung die spezifischen För-
dersätze durch Anpassung der Vergabe-
richtlinien oder setzte die die Förderung 
zeitweise komplett aus. Kürzungen der 
Fördersätze und insbesondere die an-
schließende Hoffnung der potenziellen 
Investoren auf zukünftig wieder ver-
besserte Förderbedingungen führten zu 
einem sehr ungleichmäßigen Markt-
wachstum. Sollte diese Förderpraxis 
unverändert fortgeführt werden, kann 
man davon ausgehen, dass sich die 
Probleme zukünftig noch verstärken 
werden: Einerseits wird der Förderbe-
darf aufgrund des aus ökologischen und 
energiewirtschaftlichen Gründen ange-
strebten Marktwachstums zunehmen, 
andererseits können auch in Zukunft 
prekäre Hauhaltslagen nicht ausge-
schlossen werden.  

Spezifische Ausbauziele 
Mit dem Ausbau der erneuerbaren 

Energien werden insbesondere Ziele 
des Klimaschutzes verfolgt. Für erfor-
derlich gehalten wird aus fachlicher 
Sicht eine Minderung der CO2-
Emissionen Deutschlands um rund 80% 
bis 2050 bzgl. des Vergleichsjahrs 
1990.1 Neben erheblichen Erfolgen auf 

                                                           
1 Vgl. Enquete (2002) 
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dem Gebiet der Energieeffizienz ist da-
zu eine Substitution fossiler durch er-
neuerbare Energien am gesamten Pri-
märenergieverbrauch in der Größen-
ordnung von 40 bis 50% notwendig. 
Ein ausgewogenes Szenario für einen 
ökologisch optimierten Ausbau der er-
neuerbaren Energien entwickelten 
Nitsch et al. (2004) und Fischedick et 
al. (2005).  

Tabelle 1 zeigt die quantitativen Zie-
le, die wir bei der Entwicklung eines 
neuen Lenkungsansatzes für den EE-

Wärmemarkt zugrunde gelegt haben. 
Bis 2010 steigt der Beitrag erneuerbarer 
Energien an der Wärmeerzeugung von 
heute 5,4% auf 7,8% und wächst bis 
2020 auf 12,3%. Langfristig, bis 2050, 
kann dieser Anteil auf 35% steigen, 
wobei dabei knapp zwei Drittel der EE-
Wärme über Nahwärmenetze verteilt 
werden (Abbildung 1).  

Voraussetzung für einen hohen An-
teil EE-Wärme ist, dass die bereits heu-
te eingeleiteten Maßnahmen zugunsten 
einer verbesserten Wärmedämmung der 

Gebäude nicht nur umgesetzt, sondern 
auch weiter verstärkt werden.  

Nahwärme als zentraler 
Bestandteil der 
Ausbaustrategie 

Wie in Abbildung 1 illustriert, 
nimmt die Verteilung regenerativ er-
zeugter Wärme über Nahwärmenetze 
langfristig deutlich an Bedeutung zu. 
Dies liegt darin begründet, dass sich der 
Zusammenschluss mehrerer Gebäude 
zu einem Nahwärmenetz (im Vergleich 
zu der Versorgung über Einzelanlagen) 
als die deutlich günstigere Option er-
weist: 
− Bei großen Biomasseanlagen können 

neben dem qualitativ hochwertigen 
Holz für Pellets auch billigere Bio-
massefraktionen eingesetzt werden, 
welche einen größeren Aufwand bei 
der Rauchgasreinigung erfordern. Bei 
Kleinanlagen wäre die Installation der 
entsprechenden Filtersysteme wesent-
lich teurer. 

− Die Speicherung von solarer Wärme 
ist in den größeren Speichern eines 
Nahwärmenetzes billiger und über ei-
nen größeren Zeitraum möglich als 
bei Einzelgebäuden. Sonnenwärme 
aus dem Sommer kann bis in den 
Winter gespeichert werden. 

− Die großen Mengen an geothermi-
scher Wärme, welche aus mehr als 
2.000 m Tiefe gefördert werden, sind 
nur dann ökonomisch darstellbar, 
wenn eine größere Anzahl von 
Verbrauchern gleichzeitig versorgt 
wird, d.h. diese durch ein Nahwärme-
netz verbunden sind. 
Ein neues Förderinstrument muss 

daher neben einem raschen Anwachsen 
des Beitrags erneuerbarer Energien 
auch den langfristig notwendigen Wan-
del der Beheizungsstruktur zugunsten 
von netzgestützten Versorgungssyste-
men einleiten. 

Abbildung 1: Ausbauszenario für erneuerbare Energien im Wärmemarkt 

Quelle: Nitsch et al. (2004), eigene Darstellung 

Tabelle 1: Mengenziele eines neuen Lenkungsinstruments 

Quelle: Nast et al. (2006), basierend auf Nitsch et al. (2004) und Fischedick et al. (2005) 
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(temperatur-

bereinigt)

2010 2020 2050

PJ/a PJ/a PJ/a PJ/a

Gesamter Wärmebedarf
(einschl. Prozesswärme) 5.359 5.118 4.627 3.014

Wärme aus erneuerbaren 
Energien 291 400 570 1.056

Davon aus

Biomasse 274 371 461 491

Kollektoren 10 20 64 285

Geothermie
(einschl. Umweltwärme aus 
Wärmepumpen)

7 9 45 280
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Anforderungen an ein 
neues 
Lenkungsinstrument 

Eingedenk aller oben angeführten 
Aspekte besteht das Anforderungsprofil 
an ein neues Lenkungsinstrument zur 
Ausweitung der EE-Wärmeerzeugung 
vor allem aus folgenden Elementen: 
− Schaffung langfristig stabiler und ver-

lässlicher Investitionsbedingungen für 
EE-Wärmetechnologien bei gleich-
zeitiger Vermeidung von Mitnahmeef-
fekten. 

− Förderung einer breiten Technologie-
entwicklung �  insbesondere um lang-
fristig auf ein hinreichend großes 
Portfolio an verschiedenen Technolo-
gien zurückgreifen zu können; ein be-
sonderes Augenmerk gilt hierbei dem 
langfristig notwendigen Umbau des 
Wärmesektors hin zur verstärkten 
Wärmeversorgung über Nah- und 
Fernwärmesysteme. 

− Anreizsetzung für die Steigerung der 
Effizienz bei der EE-Wärmeerzeu-
gung (z.B. durch eine zeitlich degres-
sive Entwicklung der finanziellen 
Förderung analog EEG). 

− Minimierung von Kosten und Auf-
wand auf Seiten aller beteiligten Ak-
teure im Rahmen der Einführung und 
Abwicklung des Lenkungsinstru-
ments (u.a. Verwaltungsaufwand, 
Vollzugskontrolle). 

− Schaffung von gesellschaftlicher Ak-
zeptanz für ein neues Lenkungsin-
strument; hierbei muss auch auf die 
polische Durchsetzbarkeit der ent-
sprechenden Rechtsnormen geachtet 
werden. 

Klassifizierung und 
Bewertung verschiedener 
Lenkungsansätze 

Für die Systematisierung und Klassi-
fizierung umweltökonomischer Len-
kungsinstrumente hat sich bislang keine 
einheitliche Vorgehensweise herausge-
bildet. Vielmehr gibt es eine Reihe un-
terschiedlicher Kriterien, die eine je-

weils andere Sortierung des Instrumen-
tenkastens erlauben. In der umweltöko-
nomischen Instrumentendebatte wird 
unter anderem differenziert nach Krite-
rien wie der Steuerungsgröße (z.B. 
preis- versus mengensteuernde Rege-
lungen), dem Ansatzpunkt der Rege-
lung (z.B. globale versus akteurs-, 
technologie-, sektor- bzw. hemmnis-
spezifische Instrumente) oder der anti-
zipierten Marktorientierung der Len-
kungsansätze.  

Wesentlich für das Verständnis der 
Instrumentenklassifizierung, die unse-
rer Untersuchung zugrunde liegt, ist die 
Unterscheidung zwischen fiskalischen 
und nicht fiskalischen Instrumenten. 
Die Unterscheidung ist in erster Linie 
rechtlich begründet und hat den Vorteil, 
dass Instrumente, die von ihrer Struktur 
her rechtlich von vornherein nicht als 
tragfähig erachtet werden können, ohne 
aufwändige Untersuchung der Vor- und 
Nachteile im Hinblick auf Kriterien wie 
solche der Wirksamkeit, Effizienz, Ak-
zeptanz und Politik frühzeitig aussor-
tiert werden können.  
− Als fiskalischer Art stufen wir sämtli-

che Instrumente ein, bei denen die 
Lenkungswirkung erreicht wird, in-
dem staatliche Finanzmittel (typischer 
Fall: Subventionen) eingesetzt wer-
den. Für fiskalische Instrumente gel-
ten sowohl auf der verfassungsrecht-
lichen als auch auf der europarechtli-
chen Seite besondere (grundsätzlich 
sehr strenge) Anforderungen. 

− Alle anderen Instrumente sind nicht-
fiskalischer Natur. Dazu zählt grund-
sätzlich die Auferlegung von Verhal-
tenspflichten jeder Art. Dabei kann es 
durchaus auch um eine Geldleis-
tungspflicht gehen, sofern diese nicht 
gegenüber dem Staat bzw. einer für 
den Staat handelnden (hoheitlichen) 
Stelle besteht, sondern unmittelbar 
zwischen privaten Akteuren (wie bei-
spielsweise im Falle der Vergütungs-
pflicht nach dem EEG). 
Es muss darauf hingewiesen werden, 

dass wir die im Folgenden dargestellten 
Regelungsansätze unter der Perspektive 
betrachtet haben, ob sie sich als zentra-
les Lenkungsinstrument eignen. Dies 

lässt die Möglichkeit unberührt, dass 
einzelne Teilregelungen gegebenenfalls 
Funktionen zur Flankierung im Rah-
men eines weiterreichenden Steue-
rungsprogramms ausfüllen können. 

Fiskalische Instrumente 

In vielen Fällen ist die Nutzung er-
neuerbarer Energien heute noch teurer 
als der alternative Einsatz von fossilen 
Energien. Hier kann mit fiskalischen 
Mitteln grundsätzlich gut angesetzt 
werden, indem der Staat entweder die 
fossilen Brennstoffe für den End-
verbraucher verteuert oder die erneuer-
baren Energien durch geeignete Maß-
nahmen verbilligt. Prinzipielle Förder-
varianten umfassen beispielsweise die 
Subventionierung erneuerbarer Wärme-
erzeuger aus dem bestehenden Steuer-
aufkommen, die Schaffung neuer oder 
Erhöhung bestehender Steuern auf fos-
sile Brennstoffe, den Verzicht auf Steu-
ereinnahmen zugunsten von EE-
Anlagen (z.B. Erlass der Mehr-
wertsteuer) oder die Generierung neuer 
Einnahmen, welche unter staatlicher 
Steuerung zugunsten von erneuerbaren 
Energien eingesetzt werden (z.B. Um-
weltabgabe auf das Inverkehrbringen 
oder den Einsatz fossil betriebener 
Heizanlagen oder Brennstoffe).  

Basierend auf einer funktionalen und 
insbesondere rechtlichen Bewertung er-
scheint keines dieser Modelle als zent-
rales Lenkungsinstrument zugunsten 
der EE-Wärmeerzeugung hinreichend 
gut geeignet. Dies liegt an folgenden 
Gründen: 
1. Eine Erweiterung/Erhöhung von 

Steuern auf fossile Brennstoffe 
müsste, um sich merklich zugunsten 
von erneuerbaren Energien auszu-
wirken, so hoch ausfallen, dass 
massive Akzeptanzprobleme in der 
Bevölkerung die Folge wären. 

2. Steuerfinanzierte Zuschüsse für er-
neuerbare Energien sind abhängig 
von der jeweiligen Haushaltslage 
und bieten damit per se keine ver-
lässlichen Förderbedingungen (s.o. 
MAP Problematik). Subventionen 
können zwar wichtige Impulse set-
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zen, auf längere Sicht aber nicht das 
tragende Steuerungsinstrument dar-
stellen.  

3. Verzichtet der Staat zugunsten von 
EE-Anlagen auf Steuern, wirkt dies 
budgetverknappend. Die politische 
Akzeptanz ist schon aus diesem 
Grunde unsicher.  

4. Werden Geldströme über staatliche 
Stellen oder für den Staat tätige In-
stitutionen außerhalb der allgemei-
nen öffentlichen Haushalte gesteu-
ert, führt dies dazu, dass das jewei-
lige Instrument verfassungsrechtlich 
als Sonderabgabe zu klassifizieren 
ist. Für Sonderabgabenregelungen 
wiederum gelten sehr strenge An-
forderungen. Sonderabgaben dürfen 
nur von einer homogenen Gruppe 
erhoben werden, die für das gesetz-
liche Ziel eine Gruppenverantwor-
tung trägt, und die eingenommenen 
Geldmittel müssen gruppennützig 
verwendet werden (d.h. zumindest 
überwiegend zugunsten der Ge-
samtgruppe, aus welcher die Ein-
nahmen stammen).  

Speziell hinsichtlich der Sonderab-
gabenproblematik konnte der Schluss 
gezogen werden, dass Instrumente, in 
deren Zentrum ein Vergütungsanspruch 
der EE-Erzeuger stehen soll, so kon-
struiert werden müssen, dass die Orga-
nisation der Geldströme (wie beim 
EEG) über private Austauschbeziehun-
gen erfolgt (also keine staatlich kontrol-
lierte Institution als Verteilstelle agiert). 

Abnahme-, Absatz- und 
Vergütungspflichten 

In die Kategorie der �Abnahme-, 
Absatz- und Vergütungspflichten� fal-
len sämtliche Modelle, mit denen ver-
sucht wird, ökonomische Wirkfaktoren 
zu setzen, ohne dass die damit verbun-
denen Geldströme über eine staatliche 
Stelle fließen. Hierunter werden insbe-
sondere Modelltypen eingeordnet, wel-
che Umweltökonomen in der Regel als 
Mengen- bzw. Preisregelungen einstu-
fen.2 Denkbare Regelungen in diesem 

                                                           
2 Vgl. Nitsch et al. (2000); Timpe at al. (2001) 

Sinne umfassen u.a. Verpflichtungen 
des Einzelhandels zum Ankauf oder 
Absatz bestimmter Mengen von EE-
Anlagen, quotenmäßige Verpflichtun-
gen des Brennstoffhandels zum Ankauf 
oder Absatz von EE-Wärmeprodukten 
(Quotenmodell) oder Ansprüche der 
EE-Wärmeerzeuger auf Zahlung von 
Zusatzvergütungen für erzeugte und 
genutzte EE-Wärme durch andere Wirt-
schaftsteilnehmer (Bonusmodell).  

Bei den Abnahme-, Absatz- und 
Vergütungspflichten muss der Staat 
zwar den rechtlichen Rahmen vorge-
ben, bei der Abwicklung und insbeson-
dere bei der Verwaltung der Geldströme 
spielt er aber keine Rolle mehr. Diese 
sind vielmehr Gegenstand privater Aus-
tauschbeziehungen. Dadurch entfällt 
die Gefahr, dass die Modelle in die Nä-
he von Sonderabgaben gerückt werden 
könnten. 

Die Frage, welcher Akteursgruppe 
der Gesetzgeber in dieser Instrumen-
tenkategorie eine Verpflichtung aufer-
legt, sollte in erster Linie hinsichtlich 
des Verursacherprinzips beantwortet 
werden, also entlang der Frage, wer am 
ehesten für die Umweltschäden, die aus 
der Wärmeerzeugung aus fossilen 
Brennstoffen resultieren, verantwortlich 
ist. Darüber hinaus spielen Kriterien 
der Praktikabilität eine Rolle, die wie-
derum starken Einfluss darauf haben, 
wie hoch die Transaktionskosten aus-
fallen.  

Typischerweise müssen die ver-
pflichteten Akteure nicht selbst EE-
Wärme erzeugen oder nutzen. In dieser 
Hinsicht besteht ein wichtiger Unter-
schied zum EEG, bei welchem die Ver-
pflichteten (elektrische) Energie auch 
physisch erhalten. Stattdessen kann 
daran gedacht werden, dass andere dies 
für sie erledigen und darüber eine Be-
scheinigung ausstellen. Die Begünstig-
ten könnten also Wertbescheinigungen 
(die den Umweltnutzen repräsentieren, 
der mit der Erzeugung von EE Wärme 
verbunden  ist)  und  nicht  (Wärme-) 
Energie an die Verpflichteten abgege-
ben. Im Rahmen eines Bonusmodells 
wäre weitergehend auch ein gänzlicher 
Verzicht auf eine körperliche Gegen-

leistung denkbar; die Vergütung ist 
dann unmittelbares rechtliches Gegen-
stück der durch Dritte (EE-
Wärmeerzeuger) bewirkten Umweltent-
lastung. 

Von den Modellansätzen, welche den 
Abnahme-, Absatz- und Vergütungs-
pflichten zugerechnet werden, erscheint 
insbesondere das dem EEG in wesentli-
chen Bestandteilen nachempfundene 
Bonusmodell als viel versprechender 
Lenkungsansatz. Das Modell wird des-
wegen weiter unten näher beschrieben 
und bewertet. 

Nutzungspflichten 

Der Grundgedanke einer Nutzungs-
pflicht ist einfach: Jeder Gebäudebesit-
zer wird zur Nutzung von EE-Wärme 
verpflichtet. Beispiele für derartige Re-
gelungen gibt es seit langem in Israel 
und in jüngerer Zeit auch in Spanien 
und in einzelnen deutschen Gemeinden.  

In der von uns zugrunde gelegten 
Variante entsteht die Pflicht zur Nut-
zung von erneuerbaren Energien beim 
Austausch oder Neubau einer Hei-
zungsanlage. Würde die Verpflichtung 
zur Errichtung einer EE-Anlage auf den 
Bereich von Neubauten beschränkt, 
hätte dies in Deutschland aufgrund 
nachlassender Bauaktivität eine zu ge-
ringe Auswirkung auf den EE-
Wärmemarkt.  

In der Grundvariante der Nutzungs-
pflicht muss der Gesetzgeber zur Ver-
meidung von Härtefällen ermöglichen, 
dass die für die Abwicklung zuständi-
gen Länderbehörden verpflichtete Ge-
bäudeeigentümer auf Antrag von der 
Erfüllung der Nutzungspflicht freistel-
len.3 Für die weitere Analyse erscheint 
jedoch insbesondere eine Modellvarian-
te geeignet, die eine Ausgleichsmög-
lichkeit in Gestalt einer Ersatzabgabe 
vorsieht. Gebäudeeigentümer hätten 
hier die Wahl, entweder direkt eine EE-
Anlage zu installieren oder aber alter-
nativ eine gesetzlich festgelegte Ersatz-
abgabe zu leisten (ohne dass dafür eine 
behördliche Ausnahmeentscheidung 

                                                           
3 Vgl. z.B. UVS/Gaßner (2004) 
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notwendig wäre). Diese Variante ist 
nicht in gleichem Maße mit der Gefahr 
eines Vollzugsdefizits verbunden, ver-
spricht eine höhere Flexibilität in der 
Umsetzung und erfordert einen gerin-
geren behördlichen Vollzugsaufwand 
(da keine aufwändigen individuellen 
Ausnahmeentscheidungen getroffen 
werden müssen). Auch dieses Modell 
wird weiter unten näher beschrieben 
und diskutiert. 

Sonstige Regelungsansätze 

Zu den sonstigen Regelungsansätzen 
gehören Vorschläge, wie die EE-
Wärmeerzeugung beispielsweise durch 
Ausweitung des Emissionshandels ge-
fördert werden könnte. Die einfachste 
denkbare Variante wäre dabei die Aus-
weitung des Anwendungsbereichs des 
Treibhausgas-Emissionshandelsge-
setzes (TEHG), das bisher nur für An-
lagen mit Feuerungsleistungen oberhalb 
von 20 MW gilt, auch auf die sehr gro-
ße Anzahl von Kleinfeuerungen. Diese 
Möglichkeit verbietet sich aber schon 
allein aufgrund der exorbitanten Trans-
aktionskosten. 

Auch weitere denkbare Möglichkei-
ten wie die 
− Einbeziehung der Brennstoffversorger 

in den Emissionshandel, indem den 
Versorgern eine Begrenzung der CO2-
Emissionen, die aus der Verbrennung 
der von ihnen in den Verkehr ge-
brachten fossilen Brennstoffe entste-
hen, auferlegt wird oder die 

− Anerkennung von Maßnahmen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien im 
Wärmemarkt als Beitrag zur Redukti-
on von CO2-Emissionen im Gel-
tungsbereich des Emissionshandels 
(Anerkennung analog zur Einkopp-
lung von CDM-Maßnahmen)  

sind schon deshalb nicht zielführend, 
weil die Wirkung dieser Maßnahmen 
speziell auf den Ausbau der EE-
Wärmeerzeugung schwer abschätzbar 
und möglicherweise vernachlässigbar 
gering ist. 

Das Bonusmodell 
Betreiber von förderfähigen EE-

Wärmeanlagen erhalten für jede er-
zeugte Kilowattstunde EE-Wärme, die 
entweder selbst genutzt oder an Dritte 
geliefert wird, eine durch Gesetz fest-
gelegte spezifische Bonuszahlung 
(�Umweltbonus�). Die Höhe, zeitliche 
Entwicklung und technologiespezifi-
sche Differenzierung der Boni ist dabei 
die wesentliche Steuerungsgröße des 
Modells. Die Boni werden so gewählt 
bzw. periodisch angepasst, dass das po-
litisch anvisierte Mengenziel sowie die 
Verteilung des Mengenziels auf die ver-
schiedenen Energieträger und Wärme-
erzeugungstechnologien möglichst ge-
nau erreicht werden.  

Bei der Ausgestaltung der Förderbo-
ni wird zwischen Groß- und Kleinanla-
gen unterschieden. Die Boni für Groß-
anlagen werden jährlich ausgezahlt. Für 
Kleinanlagen ist es sinnvoll, die Bo-
nuszahlungen, die für die EE-
Erzeugung während der Lebensdauer 
der Anlage erwartet werden, in einer 
Summe zusammenzufassen und diese 
in ein oder zwei Raten auszuzahlen. 
Hierdurch wird bei den Bertreibern von 
Kleinanlagen der Aufwand für Transak-
tionskosten, welcher sonst mit der grö-
ßeren Anzahl kleiner Anlagen verbun-
den wäre, deutlich verringert. Aus Sicht 
der Betreiber von Kleinanlagen nähert 
sich damit das Bonusmodell der ver-
trauten Zuschussförderung durch das 
MAP an. 

Die Zahlungspflicht für die Boni 
wird im Bonusmodell denjenigen Un-
ternehmen auferlegt, die im Sinne des 
Energiesteuergesetzes fossile Heizstof-
fe, also z.B. Erdgas, Heizöl und Flüs-
siggas in Verkehr bringen (�Inver-
kehrbringer�). Nach unseren Abschät-
zungen handelt es sich dabei um etwa 
1.000 Unternehmen. Dabei unterliegen 
nur diejenigen Brennstoffe der Bonus-
pflicht, die für die Wärmeerzeugung 
eingesetzt werden und dabei prinzipiell 
durch erneuerbare Energien ersetzt 
werden könnten. Brennstoffe für die 
Stromversorgung oder für den Betrieb 
von Hochöfen werden beispielsweise 

nicht erfasst. Da Kohle im Wärmemarkt 
schon heute keine große Rolle mehr 
spielt und ihre Bedeutung weiter ab-
nehmen wird, zugleich ihr Einbezug 
abwicklungstechnisch schwierig wäre, 
wird sie von der Zahlungspflicht aus-
genommen.  

Die Verteilung der Bonusverpflich-
tungen auf die einzelnen "Inver-
kehrbringer" übernimmt eine (Bundes-) 
Behörde. Sie erfolgt nach marktbezo-
genen Kriterien, also danach, in wel-
chen Mengen ein verpflichtetes Unter-
nehmen in einem Kalenderjahr bonus-
pflichtige Heizstoffe abgesetzt hat. Be-
rechnet werden kann dies über die Da-
ten, die die für die Vereinnahmung der 
Energiesteuer zuständigen Finanzbe-
hörden (die Hauptzollämter) ohnehin 
erheben. Die Erhebungsbasis ist dabei 
identisch. Für zu berücksichtigende 
Sondertatbestände sind Freistellungsan-
träge zu stellen.  

Es ist anzunehmen, dass die ver-
pflichteten Brennstoffhändler die zu-
sätzlichen Kosten auf die Endverbrau-
cher abwälzen. Letztendlich wird die 
Förderung der EE-Wärmeerzeugung 
damit von den Brennstoffverbrauchern 
und nicht mehr wie bisher von den 
Steuerzahlern finanziert. Die verpflich-
teten Brennstoffhändler weisen die ent-
stehenden Mehrbeträge in Rechnungen 
als �Umweltentlastungsboni� aus. 

Um die Abwicklung der Förderung 
aus  Sicht  der  begünstigten  Anlagen-
betreiber  zu  vereinfachen  �  dies  ist 
insbesondere  für  die  Vielzahl  der 
privaten  "kleinen"  Anlagenbetreiber 
unabdingbar �, werden Transaktions-
stellen (�Bonusmittler�) eingeschaltet, 
die im Namen der Anlagenbetreiber die 
Vergütungsansprüche gegenüber den 
verpflichteten Unternehmen gebündelt 
übernehmen. Sie bearbeiten die Anträge 
der Betreiber auf Erhalt der individuel-
len Bonusansprüche, überprüfen diese 
und machen sie anschließend (privat-
rechtlich) gegenüber den einzelnen 
verpflichteten Unternehmen geltend. 
Für die verpflichteten Brennstoffhänd-
ler hat die Einschaltung der Bonusmitt-
ler den Vorteil, dass die begünstigten 
EE-Wärmeerzeuger zu einer über-
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schaubaren Anzahl von Akteuren zu-
sammengefasst werden.  

Im praktischen Ablauf stellt sich das 
so dar, dass die einzelnen EE-
Wärmeerzeuger zunächst ihren Jahres-
bonus gegenüber ihrem Bonusmittler in 
Rechnung stellen, dieser sodann alle 
von ihm repräsentierten Ansprüche zu 
einem Summenanspruch zusammen-
fasst und diesen, nach Maßgabe der be-
hördlich zuvor festgestellten Marktan-
teile aufgeteilt, den einzelnen verpflich-
teten Unternehmen gegenüber geltend 
macht. Sobald er die entsprechenden 
Zahlungen erhalten hat, verteilt er nach 
Abzug von Bearbeitungsentgelten die 
Einzelboni an die ihm angeschlossenen 
EE-Wärmeerzeuger weiter.   

Das 
Nutzungspflichtmodell mit 
Ersatzabgabe 

Kernpunkt dieses Modells ist die 
Einführung einer anteiligen Nutzungs-
pflicht für EE-Wärme in den Bereichen 
der Gebäudeheizung und der Warm-
wasserversorgung. Die Regelung ver-
pflichtet jeden Gebäudeeigentümer, der 
eine neue Heizungsanlage in Betrieb 

nimmt oder eine bestehende Anlage er-
setzt, einen Mindestanteil des jährli-
chen Heizwärme- und Warmwasserbe-
darfs des betroffenen Gebäudes (z.B. 
durchschnittlich 10%) durch erneuerba-
re Energien zu decken. Zur Wahrung 
der Verhältnismäßigkeit sollte dabei für 
Neubauten ein höherer Mindestwert 
gelten (z.B. 12%) als bei bestehenden 
Gebäuden (z.B. 8%). Ein geringerer 
Mindestanteil bei Altbauten erscheint 
insofern gerechtfertigt, als der entspre-

chende Gebäudeeigentümer aufgrund 
des in der Regel schlechteren baulichen 
Wärmestandards absolut gesehen bei 
gleicher Wohnfläche eine größere EE-
Anlage installieren muss. 

Gebäude, die an Nah- und Fernwär-
menetze angeschlossen sind, sind von 
der Nutzungspflicht befreit. Dafür wer-
den Unternehmen, die Wärme an Dritte 
liefern (also Nah- und Fernwärmever-
sorger) bei der Inbetriebnahme entspre-
chender  Heizkraft-  oder  Heizwerke 
ebenfalls mit einer EE-Nutzungspflicht 
belegt.  

Sowohl für Einzel- als auch für 
Großanlagen sollte die Verpflichtung 
nicht auf einen Schlag sondern schritt-
weise eingeführt werden. Damit werden 
problematische Marktsprünge auf Sei-
ten der EE-Anlagenhersteller vermie-
den. Gleichzeitig sollte der Gesetzgeber 
im Interesse einer längerfristigen nach-
haltigen Energiepolitik nicht bei der 
einmalig festgelegten Zielmarke stehen 
bleiben. Vielmehr sollte er die Min-
destpflichtanteile dynamisieren, d.h. 
über die Jahre hinweg sukzessive anhe-
ben.  

Ein weiteres wesentliches Merkmal 
des Modells ist, dass es den verpflichte-
ten Akteuren die Möglichkeit einräumt, 
an Stelle der direkten Pflichterfüllung 
eine Ersatzabgabe zu zahlen. Die Be-
troffenen sollen wählen können, ob sie 

Abbildung 2 Prinzipienskizze des Bonusmodells 
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Abbildung 3: Prinzipienskizze des Nutzungspflichtmodells mit Ersatz-
abgabe 
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die anteilige Nutzungspflicht durch die 
Installation einer EE-Anlage direkt er-
füllen oder einen indirekten Beitrag zur 
Zielerreichung leisten wollen. Letzteres 
würde erreicht, indem die Bundeslän-
der, denen die Ersatzabgabe zufällt, 
diese im Rahmen von EE-
Förderprogrammen verausgaben.  

Instrumentenvergleich 
Sowohl das Bonusmodell als auch 

die Nutzungspflicht mit Ersatzabgabe 
erscheinen grundlegend geeignet, neue 
Wachstumsimpulse auf dem EE-
Wärmemarkt zu setzen. Dennoch zei-
gen sie sehr unterschiedliche Stärken 
und Schwächen, die im Folgenden dis-
kutiert werden.  

Tabelle 2 zeigt zunächst einen quan-
titativen Vergleich der beiden Modelle. 
Bei den Berechnungen wurden die frei-
en Parameter so gewählt, dass sich im 
Jahr 2020 für beide Modelle der gleiche 
Anteil erneuerbarer Energien am Wär-
memarkt von 12,3% entsprechend 570 
PJ ergibt (s. auch Tabelle 1). Die  In-
vestitionssummen und der Anla-
gensplit, die durch die beiden Modelle 
induziert werden sowie die Höhe der 
Bonuszahlungen im Bonusmodell wur-
den dabei mit Hilfe des Simulations-
programms �INVERT�, einem di-
saggregierten Bottom-up Modell, wel-
ches Nutzerentscheidungen im Bereich 
Raumwärme dynamisch simuliert (zu-
sätzliche Informationen hierzu finden 
sich unter www.invert.at), ermittelt. Zur 
Abschätzungen der Transaktionskosten 
wurden für beide Lenkungsansätze de-
taillierte Abwicklungsroutinen zugrun-
de gelegt und darauf aufbauend der 
personelle Aufwand auf Seiten der be-
teiligten Akteursgruppen berechnet. 
Hierbei flossen Erfahrungen aus der 
Abwicklung anderer Instrumente (z.B. 
MAP) ein. 
− Die Anzahl der EE-Anlagen, welche 

bis zum Jahr 2020 zugebaut werden 
muss, um die Zielvorgaben zu errei-
chen, ist im Modell der Nutzungs-
pflicht deutlich größer als im Bonus-
modell. Im Bonusmodell wird dafür 
mehr erneuerbare Energie in Nah-

wärmenetze eingespeist. Dies bedeu-
tet einen strukturellen Vorteil des Bo-
nusmodells gegenüber einer Nut-
zungspflicht.  

− Im Bonusmodell ergeben sich in der 
Summe geringere Investitionskosten 
(einschließlich der Kosten für Nah-
wärmenetze) als im Modell der Nut-
zungspflicht. Ursache hierfür sind die 
spezifisch kostengünstigeren Großan-
lagen, deren Zubau im Bonusmodell 
gezielt angestoßen wird. Dies deutet 
auf eine insgesamt bessere volkswirt-
schaftliche Effizienz des Bonusmo-
dells hin.  

− Die Transaktionskosten sind in beiden 
Modellen insgesamt gering. Aber 
auch hier weist das Bonusmodell ins-
besondere im behördlichen Bereich 
Vorteile auf. 

Belastungen ergeben sich auf unter-
schiedliche Weise in den beiden Model-
len. Diese Belastungen lassen sich auch 
quantifizieren, sind aber nicht direkt 
vergleichbar. 
− Das Modell der Nutzungspflicht be-

trifft im ersten Jahr nach Inkrafttreten 
der Regelung ca. 120.000 Gebäude. 
Nachdem im Zuge der stufenweisen 
Einführung alle Arten von Gebäuden 
von der Verpflichtung zur Nutzung 
erneuerbarer Energien erfasst sein 
werden, unterliegen jährlich etwa 
700.000 Haus- oder Wohnungsbesit-
zer der Nutzungspflicht. 

− Die Umlage aus dem Bonusmodell, 
die alle Verbraucher von Heizöl oder 
Erdgas betrifft, beträgt im ersten Jahr 
nach Inkrafttreten der Regelung etwa 
0,007 ct/kWh und im Jahr 2020 0,14 
ct/kWh. Das entspricht einem Auf-
schlag von 0,1% bzw. 2,8% auf den 
heutigen Brennstoffpreis. Die Ab-
schätzung basiert dabei auf der An-
nahme, dass der Ölpreis � ausgehend 
von dem Mitte 2006 erreichten Preis-
stand � um nicht mehr als 1% jährlich 
ansteigt. Ein höherer Preisanstieg 
führt zu einer geringeren Bonusumla-
ge. 
Unsere qualitative Bewertung der 

beiden Modelle zeigt Tabelle 3. Aus 
Sicht des betroffenen Industrie- und 
Handwerkszweiges haben beide Model-
le gegenüber der bisherigen steuerfi-
nanzierten Zuschussförderung den Vor-
teil, verlässlichere Grundlagen für die 
Investitions- und Personalplanung zu 
bieten. Qualitative Unterschiede der 
Modelle ergeben sich auf folgenden 
Gebieten: 
− Das Bonusmodell hat starke Vorteile 

bzgl. der Marktentwicklung neuer 
Technologien. Die Marktdiffusion 
von heute noch teureren EE-Wärme-
technologien, mit denen sich jedoch 
große Zukunftserwartungen verbin-
den, kann durch eine entsprechende 
Ausdifferenzierung der Bonusstruktur 
gezielt gefördert werden. Gleichzeitig 

Tabelle 2: Quantitativer Vergleich der untersuchten Lenkungsinstrumente 

Nutzungspflicht Bonusmodell

EE-Wärme im Jahr 2020 570 PJ 570 PJ

� davon aus Nahwärme 31% 48%

Investitionssumme bis 2020 68,1 Mrd. EUR 47,6 Mrd. EUR

� davon aus Ersatzabgabe 5,6 Mrd. EUR -

Bonuszahlungen im Jahr 2020 - 1,1 Mrd. EUR

Summe der Bonuszahlungen bis 2020 - 10,6 Mrd. EUR

Anzahl neuer EE-Anlagen bis 2020 11,4 Mio. 4,0 Mio.

Transaktionskosten in 2020 31,5 Mio. EUR 29,3 Mio. EUR

� davon bei Behörden 8,7 Mio. EUR 1,7 Mio. EUR

Quelle: Nast et al. (2006) 
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kann der Staat über das Bonusmodell 
gezielt Anreize für den Aufbau neuer 
und die Ausweitung bestehender 
Nahwärmenetze setzen. 

− Weitere Vorteile des Bonusmodells 
ergeben sich in der ökonomischen Ef-
fizienz, da es Anreize setzt, EE-
Anlagen dort zu installieren, wo dies 
am  kostengünstigsten  ist.  Die Nut-
zungspflicht  hingegen  bietet  weder 
Anreize,  EE-Wärmeerzeuger  mit 
Deckungsraten zu installieren, die den 
Mindestpflichtanteil übertreffen, noch 
dafür, optimale Standorte für die In-
stallation von EE-Anlagen zu wählen. 

− Für den Ansatz der Nutzungspflicht 
spricht, dass dieses Modell seiner Art 
und Wirkungsweise nach sehr leicht 
vermittelbar erscheint. Vergleichbare 
ordnungsrechtliche Regelungen sind 
z.B. in Form der Energieeinsparver-
ordnung (EnEV) bekannt.  

− Langfristig gesehen ist die Verursa-
chergerechtigkeit bei beiden Model-
len gut. Kurzfristig ergeben sich je-
doch Nachteile bei der Nutzungs-
pflicht, da diese zunächst nur relativ 
wenige Bürger trifft. Erst nach etwa 
25 Jahren wird jeder Gebäudebesitzer 
einen Beitrag zum Ausbau der EE-
Wärmeerzeugung geleistet haben. 

− Beiden Modelle haften in unter-
schiedlicher Stärke Akzeptanzprob-
leme bei der Bevölkerung an. Beim 
Bonusmodell wird die (wenn auch 
nur geringe) Umlage der Bonuszah-
lungen auf die Brennstoffpreise bei 
den Brennstoffkunden auf Ablehnung 
stoßen. Mit der Nutzungspflicht hin-
gegen verbindet sich das Problem, 
dass das Modell bei denjenigen an-
setzt, die durch den Neubau bzw. den 
anstehenden Austausch einer Heizan-
lage ohnehin einen positiven Um-
weltbeitrag leisten (bessere Umwelt-
technik bei Neuanlagen) und hierfür 
finanzielle Aufwendung zu tragen ha-
ben. Die zusätzliche Pflicht zur In-
stallation einer EE-Anlage wird vor-
aussichtlich als ungerecht empfunden. 

− Das Modell der Nutzungspflicht bie-
tet des Weiteren Anreize, den not-
wendigen Austausch alter Heizkessel 
zu verzögern, um die mit dem Einsatz 

einer EE-Anlage verbundenen Mehr-
kosten (sowie den mit der Nutzungs-
pflicht verbundenen Informations-
aufwand) zu umgehen. Damit steht 
das Modell in gewissem Umfang sei-
ner eigenen Zielsetzung entgegen 
(Klimaschutz). 

− Die Nachteile des Bonusmodells kon-
zentrieren sich im Bereich der politi-
schen Vermittelbarkeit. Als neues 
Modell, für welches es bisher im 
Wärmemarkt noch nirgendwo ein 
Beispiel gibt, ist es noch keinem der 
Akteure  geläufig. Entsprechend hoch 
ist  der  Erklärungsbedarf  im  Zuge 
der politischen Diskussion. Hinzu 
kommt, dass das Modell komplizier-
ter aufgebaut ist, auch wenn der an-
fängliche hohe Regelungsbedarf in 
der praktischen Umsetzung keine 
Rolle mehr spielen wird. 

Notwendigkeit 
flankierender Instrumente 

Ein einzelnes rechtliches Instrument 
kann selbst bei optimaler Ausgestaltung 
nicht alle Aufgaben und Probleme auf 
dem Weg zu einer nachhaltigen Wär-
meversorgung mit hohen Anteilen an 
erneuerbarer Energie lösen. Bei der 
Konzipierung eines neuen Lenkungsin-
struments für den EE-Wärmesektor 

darf die Bundesregierung es deswegen 
nicht versäumen, die einschlägigen 
sonstigen rechtlichen Regelungen mit 
in den Blick zu nehmen, um mögliche 
(in der Regel nicht monetäre) Hemm-
nisse von vornherein zu beseitigen. 

Von besonderer Bedeutung sind 
flankierende Instrumente beim Aufbau 
von Nahwärmenetzen. Hier sind anders 
als bei der Installation eines konventio-
nellen Heizkessels kollektive Entschei-
dungsprozesse zu berücksichtigen. 
Speziell Kommunen verfügen in die-
sem Bereich über ein vielfältiges In-
strumentarium und sind daher bei der 
Ausgestaltung flankierender Instrumen-
te besonders zu berücksichtigen. Als 
mögliche Maßnahmen kommen Anrei-
ze für Kommunen in Betracht, inner-
halb ihres Zuständigkeitsbereiches die 
strukturellen Voraussetzungen für eine 
verstärkte Nutzung erneuerbarer Ener-
gien zu schaffen. In Frage kommen 
auch zusätzliche kommunale (oder 
auch landesweite) Pflichten zur Auf-
stellung von lokalen Wärmeplänen, 
welche zwischen den Kommunen regi-
onal abzustimmen wären. Eine andere 
Möglichkeit, Nahwärme aus erneuerba-
ren Energien zu unterstützen, ist, den 
Anschluss der Wärme abnehmenden 
Kunden an das Nahwärmenetz zu för-

Tabelle 3: Qualitativer Vergleich der untersuchten Lenkungsinstrumente 

Nutzungspflicht Bonusmodell

Herstellung stabiler und verlässlicher 
Investitionsbedingungen + +

Langfristige Effizienz O ++

Transaktionskosten, gesamt + +

Akzeptanz (Bevölkerung, Politik) O -

Förderung Technologieentwicklung - +

Verursachergerechtigkeit + ++

Quelle: Nast et al. (2006) 
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dern und nicht nur den Bau von EE-
Anlagen.  

Empfehlungen 
Unter der Vielzahl möglicher Len-

kungsansätze für einen langfristig aus-
gerichteten Ausbau der erneuerbaren 
Energien im Wärmemarkt kristallisiert 
sich aus energiewirtschaftlicher und 
ökonomischer Sicht das Bonusmodell 
als die am besten geeignete Option her-
aus. Die entsprechende politische wie 
auch rechtliche Umsetzung ist im nati-
onalen Alleingang möglich. Einer � der 
Sache nach durchaus wünschenswerten 
� europarechtlichen Steuerung bedarf 
es dafür nicht.  

Trotz einiger Schwächen insbeson-
dere in den Bereichen Technologieent-
wicklung und ökonomische Effizienz 
vermag auch das Modell der Nutzungs-
pflicht mit Ersatzabgabe bis 2020 für 
einen kräftigen Zuwachs der erneuerba-
ren Energien im Wärmemarkt zu sor-
gen. Es kann ebenfalls zur Umsetzung 
empfohlen werden, jedoch nur unter 
der Voraussetzung, dass der Staat paral-
lel dazu zielgerichtete flankierende 
Maßnahmen z.B. für den Ausbau von 
netzgestützten EE-Wärmeoptionen um-
setzt. Die politischen Widerstände ge-
gen ein solches Modell erscheinen der-
zeit geringer zu sein als beim Bonus-
modell.  

Für eine Übergangszeit wäre auch 
eine Kombinationen aus zwei Len-
kungsansätzen denkbar. Für Kleinanla-
gen bietet sich dabei eine Fortführung 
des bisherigen Marktanreizprogramms 
(MAP) an. Dabei könnte durch eine ge-
setzliche Verankerung eine längerfristi-
ge Verstetigung der Förderung erreicht 
werden. Bisher vom MAP nicht er-
reichte Marktsegmente (Mehrfamilien-
häuser, gewerbliche Anwendungen, re-
generative Nahwärme) könnten mit 
Hilfe eines auf größere Anlagen be-
schränkten Bonusmodells oder auch ei-
ner Nutzungspflicht zumindest teilwei-
se erschlossen werden. Zu einem späte-
ren Zeitpunkt ließe sich der Wirkungs-
bereich dieser budgetunabhängigen An-
sätze auch auf die kleineren Anlagen 

ausdehnen. Durch ein solches gestuftes 
Vorgehen könnten mögliche Risiken bei 
der Einführung eines neuen Lenkungs-
instruments gemindert und der politi-
sche Umsetzungsprozess beschleunigt 
werden.  

Erneuerbare Energien können und 
müssen in erheblichem Maße zu Kli-
maschutz, Ressourcenschonung und 
Versorgungssicherheit beitragen. Neue 
Lenkungsinstrumente werden zum be-
schleunigten Ausbau vorhandener und 
zur Entwicklung bisher vernachlässig-
ter Märkte benötigt. Dies gilt insbeson-
dere für den Wärmemarkt, auf dem die 
erneuerbaren Energien zukünftig weit-
aus größere Beiträge beisteuern müssen 
als bisher. Die Größe und Bedeutung 
der anstehenden Aufgaben darf bei der 
Entscheidung für eines der vorgeschla-
genen Instrumente nicht vergessen 
werden � unabhängig davon, welche 
der Optionen der Gesetzgeber letztend-
lich realisieren wird.  
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